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Die Bedeutung, die der Rechtsform des Gesetzes in der 
Rechtsordnung der BRD auch weiterhin zukommt, äußert sich 
vor allem in dreifacher Hinsicht: Dazu gehört erstens seine 
Rolle bei der Systematisierung des Rechts nach Regelungs­
komplexen, die besonders bei den Kodifikationen in Erschei­
nung tritt. Zweitens sind relativ stabile gesetzliche Grund­
satzregelungen erforderlich, um die für eine wirksame recht­
liche Regulierung unerläßliche einheitliche Steuerung von 
Rechtsetzung und Rechtsanwendung zu gewährleisten. Drit­
tens schließlich verwirklicht die Gesetzgebung die Aufgabe, 
die Rechtsordnung durch die Konservierung von Illusionen 
über bürgerliche Gesetzlichkeit und Rechtsstaatlichkeit ideo­
logisch abzusichern. Für viele Bürger verbinden sich mit der 
Rechtsform des Gesetzes Vorstellungen über die Rechtset­
zungshoheit des Parlaments, das Bestehen allgemein — also 
insbesondere auch von den Organen des bürgerlichen Staa­
tes — zu respektierender Rechte sowie einer öffentlichen Kon­
trolle über das Rechtsetzungsverfahren. Die herrschenden 
Kräfte brauchen das Gesetz sowohl dazu, um „komplexe ge- 
gesellschaftliche Steuerungsvorgänge zu ermöglichen“28, als 
auch zur Befriedigung ihres wachsenden Bedürfnisses nach 
einer ideologischen Legitimierung der staatsmonopolistischen 
Machtverhältnisse.

Die Gerichte nehmen rechtsetzende Aufgaben vor allem 
in solchen Bereichen wahr, wo die Normierung gesetzlicher 
Grundsätze im Interesse einer größeren Manipulierbarkeit 
des Rechts vermieden werden soll, sowie zum Zwecke einer 
flexiblen Anpassung gesetzlicher Vorschriften an veränderte 
politische und ökonomische Interessen des Kapitals. Gerade 
die gerichtliche Rechtsanpassung ermöglicht es, Gesetzesände­
rungen ohne die verfahrensmäßigen Schwierigkeiten der Ge­
setzgebung und weitgehend abgeschirmt vor den Augen der 
demokratischen Öffentlichkeit zu vollziehen. Die von den 
Gerichten damit übernommene Rolle bei der rechtlichen Um­
setzung kapitalistischer Klasseninteressen sprengt jedoch nicht 
das bürgerliche Modell von der Teilung der staatlichen Ge­
walten, da sich das Schwergewicht in der Rechtsetzung des 
bürgerlichen Staates schon lange zuvor vom Parlament auf 
die Exekutive verlagert hatte. Die rechtsetzenden Aktivitäten 
der Gerichte ordnen sich vielmehr in das System der Arbeits­
teilung ein, wie es sich im staatsmonopolistischen Kapitalismus 
zwischen den Einrichtungen der bürgerlichen Staatsmacht 
herausgebildet hat. Die Gerichte sind auch in der Ausübung 
ihres rechtsfortbildenden Ermessens keineswegs nur an ihre 
Überzeugung von bürgerlicher Rechtsstaatlichkeit und Ge­
rechtigkeit gebunden, sondern unterliegen ebenso wie die 
Exekutive den vor allem von der Regierung formulierten 
rechtspolitischen Leitlinien. W. A. T u m a n o w  spricht daher 
zu Recht davon, daß „die politische Macht des Kapitals nicht 
jede, sondern eine gelenkte richterliche und administrative 
Ermessensfreiheit vor (zieht)“.26

In seiner Funktion als flexibles Korrektiv erscheint das 
Richterrecht vielen Rechtslehrem in der BRD als eine 
„systemstabilisierende Notwendigkeit“ in der bürgerlichen 
Rechtsordnung.27 Es fördert zugleich allerdings zahlreiche Mo­
mente der Instabilität des bürgerlichen Rechts. So begünstigt 
die beachtliche Zahl richterrechtlicher Entscheidungen die 
Zersplitterung des Rechts, erschwert dessen Praktikabilität 
und leistet der Rechtsfremdheit der Bevölkerung Vorschub. 
Etwas zugespitzt bemerkt der progressive Frankfurter Rich­
ter H. D ü X : „Richterrecht reduziert die Stabilität der Rechts­
ordnung, es bricht die Gesetzlichkeit und führt schließlich in 
den Rechtsnihilismus.“28

Die reaktionäre Ausrichtung, die für das Richterrecht der 
BRD kennzeichnend ist, hat dazu geführt, daß die gerichtliche 
Rechtsfortbildung von den demokratischen Kräften grund­
sätzlich bekämpft wird. Diese betrachten die gerichtliche 
Rechtsfortbildung insbesondere als Ausdruck der Lösung der 
herrschenden Kräfte vom Prinzip der bürgerlichen Gesetz­
lichkeit, als Ausdruck der weiteren Einschränkung der Mög­
lichkeiten für eine demokratische Einflußnahme auf die 
Rechtsetzung.

Die DKP, die als Teil ihres Kampfes für eine Wende zu 
demokratischem und sozialem Fortschritt für „eine stärkere 
Einflußnahme der Bürger auf staatliche Entscheidungen“ ein- 
tritt, fordert in diesem Zusammenhang insbesondere wirk­
same Einflußmöglichkeiten der arbeitenden Menschen auf die 
Gesetzgebung. So verlangt sie „eine breite öffentliche Dis­
kussion aller wichtigen Gesetzentwürfe sowie eine Verpflich­
tung der Parlamente und Regierungen, Vorschläge der Ge­
werkschaften und anderer demokratischer Organisationen zu 
berücksichtigen“. Gleichzeitig wendet sie sich gegen die ge­
richtliche Reglementierung der Betätigungs- und Kampf­
rechte der Arbeiterklasse und kämpft für die Durchsetzung 
von gesetzlichen Maßnahmen, durch die das Streikrecht un­
eingeschränkt gesichert und die Aussperrung verboten 
wird.29

Damit greift die DKP zahlreiche Forderungen auf, die in 
der gegenwärtigen Klassenauseinandersetzung in der BRD 
auch von den Gewerkschaften vertreten werden. Die Arbeiter­
organisationen tragen der Realität gerichtlicher Rechtsfortbil­
dung im übrigen insofern Rechnung, als sie Rechtsforderungen 
der Werktätigen nicht mehr allein gegenüber dem Gesetz­
geber, sondern zugleich gegenüber den Gerichten geltend 
machen. 1 11
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